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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.1994 

Geschäftszahl 

93/12/0203 

Rechtssatz 

Die Bindung der Verwaltung an das Gesetz nach Art 18 B-VG bewirkt einen Vorrang des Gesetzeswortlautes 
aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit und der demokratischen Legitimation der Norm. Aus der Funktion des 
Verwaltungsrechts, das Handeln der Verwaltung an das Gesetz zu binden, ergibt sich die allgemeine Tendenz, 
das Gesetz der Disposition durch die ihm unterworfenen Organe möglichst zu entziehen. Dies bedeutet einen 
Vorrang der Wortinterpretation in Verbindung mit der grammatikalischen und der systematischen Auslegung 
sowie äußerste Zurückhaltung gegenüber der Anwendung sogenannter "korrigierender Auslegungsmethoden" 
(Hinweis: Antoniolli-Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht2, 92f). 
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